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Denkverbote statt Debatte 

Haben die Deutschen das Streiten verlernt? 

von Cora Stephan 19.8.2016, 12:42 Uhr 

Das Land steckt mitten in der grössten Krise der Nachkriegszeit - und es herrscht Friedhofsruhe. Wer die Probleme 

beim Namen nennt, wird schnell in die rechte Ecke gestellt. Ein Stimmungsbericht. 

Ach, das sieht nur von aussen so aus. Bloss, weil Ralph Giordano und 

Günter Grass nichts mehr zur Lage der Zeit sagen können, schweigen 

«die Intellektuellen» ganz und gar nicht. Sie äussern sich nur 

überwiegend woanders als in den hergebrachten Medien, nämlich auf 

Blogs wie der «Achse des Guten» oder auf «Tichys Einblick». Immerhin 

haben Maxim Biller (in der «Zeit») und Wolfgang Streeck (in der «FAZ») 

nun die Stimme erhoben, der eine kein Linker, der andere kein 

Dummer. Beide beklagen, dass an die Stelle der nötigen nüchternen 

Betrachtung der Lage und des Abwägens der Optionen Moralisieren 

und Tabuieren getreten ist. 

Die Krise infolge der Massenmigration stellt alles infrage, worauf man 

sich in den letzten Jahrzehnten verlassen hat. Das Schengen

Abkommen, auf dem die Reisefreiheit innerhalb der EU gründet? 

Rasiert, wie nicht wenige andere Regeln und Verträge. Souveränität in 

dem Sinn, dass ein Staat darüber bestimmen können sollte, wer 

dazugehört? Hat sich erledigt. Noch heute weiss niemand genau, wer 

warum gekommen und wo er abgeblieben ist. Er: Denn es sind nicht 

vor allem Frauen und Kinder mit Bedarf an Plüschtieren und Spielzeug 

gekommen, sondern überwiegend junge Männer. Oft handelt es sich 

dabei auch nicht um Syrer oder um mit jenen Qualifikationen 

ausgestattete Leute, die zu einer Industrienation wie Deutschland 

passen würden. 

Immerhin darf mittlerweile darüber 
geredet werden, dass offene Grenzen 

auch Menschen anlocken, die den Islam 
als Aufforderung zu Terror verstehen. 

Ganz zu schweigen von kulturellen Differenzen, womit ein anderes 

Verhältnis nicht nur zu Gewalt oder zu Frauen gemeint ist, sondern 

auch zu Arbeitsdisziplin und Rechtsstaatlichkeit. Mittlerweile macht 

sich die Ahnung breit, dass die Versorgung der Migranten über die 

nächsten Jahrzehnte hinweg laut realistischen Schätzungen in den 

kommenden Jahren Hunderte von Milliarden Euro kosten könnte. 

Immer vorausgesetzt, dass die Eingereisten auch bleiben, obwohl Asyl 

und Schutz eigentlich nur vorübergehend gewährt werden. 

In die rechte Ecke gestellt 

Immerhin darf mittlerweile darüber geredet werden, dass offene 

Grenzen auch Menschen anlocken, die den Islam als Aufforderung zu 

Terror verstehen. Hätte man das nicht ahnen können? Natürlich. Doch 

diejenigen, die schon im Herbst der Euphorie gewagt haben, Wasser in 

den Wein zu giessen, dürfen nicht darauf hoffen, im Nachhinein für 





Der Kampf gegen Rechts beschränkt sich schon längst nicht mehr auf 

jene altbekannten stiernackigen Neonazis in ihren Springerstiefeln, die 

in deutschen Provinzen vermutet werden, vor allem natürlich in 

Sachsen, dem Landstrich, der notorisch unter «Generalverdacht» steht. 

Sie bieten nicht genug Stoff. Denn wenn man sämtliche 

Propagandadelikte abzieht - Hakenkreuzschmierereien oder Ähnliches 

-, ist der Rechtsextremismus in Deutschland nicht auffälliger und 

gewalttätiger als der Linksextremismus. Den aber finden viele prima 

und sagen «Danke, liebe Antifa», wenn sich autonome Gewalt gegen 

die «Richtigen» entlädt: «Denn wäre die Antifa nicht da, gäbe es viel 

mehr Nazis in meinem Leben.» 

Gesellschaftlicher Ausschluss 

Das alles, das «Entlarven», «überführen», «Stellen», begünstigt nicht 

gerade den freien Austausch der Meinungen. Woher kommt das? 

Wohin führt das? 

Ich schwanke noch zwischen den sich jeweils anbietenden 

Verschwörungstheorien. Eines scheint mir naheliegend: In 

Deutschland führt der Vorwurf, rechts oder rechtsradikal zu sein, zum 

gesellschaftlichen Ausschluss. Den politischen Gegner wie etwa die 

AfD als rechts zu denunzieren (wobei die Partei selbst ja durchaus 

mithilft), ist daher auf jeden Fall empfehlenswert, die beiden 

ehemaligen Volksparteien CDU und SPD fürchten sich zu Recht vor der 

neuen Konkurrenz. 

Was die Linke betrifft, die Maxim Biller so bissig karikiert: Für das linke 

Justemilieu mag der «Flüchtling» Ersatz für das längst fahnenflüchtig 

gewordene Proletariat geworden sein. Oder sagen wir besser: für jene 

Unterklasse, die von Politikern gern als Pöbel oder Pack bezeichnet 

wird. Es ist nun einmal kein Privileg mehr, sich öffentlich zu äussern. 

Jeder kann im Netz die Klappe aufreissen, auch die weniger gut 

Gescheitelten. 

Auch auf der Spur des Geldes wird man fündig. Für die Hilfsindustrie, 

eine der Wachstumsbranchen des Landes, ist der Migrantenstrom ein 

wahrer Segen. Ja, die Einwandernden schaffen neue Arbeitsplätze, bei 

Sozialarbeitern und Dolmetschern, Sprachlehrern und Betreuern, 

Psychologen und Sicherheitsdiensten. Allein die Betreuung 

unbegleiteter minderjähriger Einreisender, 42 000 waren es letztes 

Jahr, in Kleingruppen oder Heimen kostet zwischen 40 000 und 60 000 

Euro im Jahr pro Nase. Wobei etwa 40 Prozent gar nicht minderjährig 

seien, schätzt die Münchner Sozialreferentin Brigitte Meier (SPD). Die 

grosszügigen Angebote des Sozialstaates locken eben. 

Niemand soll geschmäht werden, der Verdienstvolles tut. Doch es 

hiesse, die Klarsicht der Regierenden zu unterschätzen, wenn sie nicht 

mit der Loyalität all derer rechneten, die ihren Arbeitsplatz dem Staat 

verdanken. 

Steuern und Schulden 

Und wer soll das bezahlen? Die Steuereinnahmen «sprudeln», heisst es 

gern, als ob das Geld aus einem Brunnen käme, dabei stammt es von 

denen, die Arbeit haben und Steuern zahlen. Man wird die 

Steuerbürger also wieder einmal zur Kasse bitten müssen, in Zeiten 



billiger Kredite bietet sich das Schuldenmachen an. Darin gehört 

Deutschland schon seit langem zur Weltspitze. Doch auch dieser Krug 

geht so lange zum Wasser, bis er bricht. Wachstum auf Pump schafft 

sozialen Unfrieden. 

Das alles geht nicht nur Deutschland an. 

In der Gesamtschau schaukelt sich das alles zu einer einzigen grossen 

überforderung hoch, die an die Textur des Gemeinwesens geht. Warum 

gelingt das Einfachste nicht - «nachdenken und diskutieren und dann 

ein bisschen etwas falsch und ein bisschen etwas richtig machen » 

(Maxim Biller)? 

Das alles geht nicht nur Deutschland an. Und deshalb sollten wir «im 

Interesse guter Nachbarschaft an einer nachhaltigen Erweiterung des 

thematischen und argumentativen Spektrums der deutschen 

politischen Öffentlichkeit ( ... ) arbeiten, unter entschiedener 

Missachtung der von den Hoflieferanten der Milch der frommen 

Denkungsart verhängten Denkverbote und der zu ihrer Verteidigung 

eingesetzten Diffamierung. Das Risiko, das man sich damit einhandelt 

( ... ), muss uns Europa wert sein.» So Wolfgang Streeck, ein eher linker 

Geist, der das Denken nicht eingestellt hat. Es schweigen, gottlob, 

nicht alle Intellektuellen. 

Terrorismus in Deutschland 

Die Risiken der Willkommenskultur 
von Joachim Riecker 25.7.2016, 18:19 

Das islamistisch motivierte Selbstmordattentat von Ansbach 

macht schlagartig deutlich, welche Risiken Deutschland mit 

seiner Politik 

Umgang mit der AfD 

Zumutung für Deutschland 
von Markus Ackeret 25.5.2016, 18:50 

Die Alternative für Deutschland will fundamentale 

Veränderungen und rührt an Tabus. Das provoziert Politiker 

und Medien. 

Die Folgen der Masseneinwanderung 

Abschied von Deutschland - aber von 
welchem? 
von Cora Stephan 2.5.2016, 06:00 

Nach der Jahrtausendwende wurde Deutschland weltoffen und 

entspannt und damit endlich ein «normales» europäisches 

Land. 


